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Schlaglichter

Der EWG-Vertrag weist der Gemeinschaft die Einführung einer gemeinsamen
Politik auf dem Gebiete des Verkehrs ausdrücklich als Aufgabe zu1. Die Erfül-
lung dieser Aufgabe stellt sich als ein zwar oft mühevoller, aber lebendiger Pro-
zeß der Willensbildung und Entscheidungsfindung in den Gemeinschaftsorga-
nen dar, der zu spürbaren Ergebnissen führt. Einige Schlaglichter auf Ereignisse
des Jahres mögen dies erhellen:
— 12. Februar: Kommissions-Präsident Roy Jenkins unterstreicht in seiner Pro-

grammrede vor dem Europäischen Parlament in Straßburg die „Notwendig-
keit, das Verkehrswesen in der Gemeinschaft zu verbessern". Er betont: „Es
gibt wohl wenige Bereiche, die für den Zusammenhalt der Gemeinschaft und
die Konvergenz der Volkswirtschaften ihrer Mitgliedstaaten wichtiger wä-
ren'^.

— 2. April: Unterzeichnung des Kooperationsabkommens zwischen der Ge-
meinschaft und Jugoslawien in Belgrad. Das Abkommen enthält einen Ab-
schnitt über die Zusammenarbeit im Bereich des Verkehrs und sieht die Ver-
wendung eines Teils der Finanzhilfen für Investitionen zur Verbesserung der
Verkehrsinfrastruktur vor3.

— 17. April: Die Kommission legt dem Rat eine Mitteilung über die Vertiefung
der Beziehungen mit Österreich im Verkehrsbereich vor, in der unter ande-
rem ein finanzieller Beitrag der Gemeinschaft zum Bau einer Transitauto-
bahn zwischen Passau und der jugoslawischen Grenze befürwortet wird. Zur
gleichen Zeit führt die Kommission Sondierungsgespräche in Wien zu diesen
Fragen4.

— 23. April: Die Gemeinschaft paraphiert in Paris mit acht europäischen Nach-
barstaaten ein Übereinkommen zur Erleichterung des grenzüberschreiten-
den Touristenverkehrs mit Kraftomnibussen5.

— 6. Juni: Kommissar Richard Burke, verantwortlich für Verkehrspolitik, leitet
in Brüssel ein Kolloquium über die Rolle der Gemeinschaft beim Ausbau der
europäischen Verkehrswege. Fast 200 Vertreter des Gewerbes, der verladen-
den Wirtschaft, der Wissenschaft und der Politik nehmen teil6. Grundlage der
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Diskussion ist das Memorandum der Kommission vom 7. November 1979 zu
diesem Fragenbereich7.

— 24. Juni: Tagung des Rates der Verkehrsminister in Luxemburg8. Die Mini-
ster einigen sich u.a. auf einen einheitlichen Zeitpunkt für den Beginn der
Sommerzeit in den Jahren 1981 und 1982. Die Richtlinie hierzu ist nicht nur
für die flexible Abwicklung des grenzüberschreitenden Verkehrs zwischen
den Mitgliedstaaten, sondern allgemein für die Erleichterung der Kommuni-
kation zwischen den Einwohnern der Gemeinschaft von Bedeutung9.

— 9. bis 14. Juli: Eine Delegation der Gemeinschaft berät im Tokio mit der japa-
nischen Regierung über die Modalitäten der Ratifizierung des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen über einen Verhaltenskodex für Linienschiff-
fahrtskonferenzen durch die EG-Mitgliedstaaten und Japan10. Der Außen-
handel und die Seeschiffahrt der Gemeinschaft werden begünstigt, wenn alle
OECD-Staaten, die dem UN-Übereinkommen beitreten, dies unter einheit-
lichen Bedingungen tun.

— 16. Oktober: Das Europäische Parlament debattiert in Straßburg über die
Entwicklung des europäischen Luftverkehrs. Es fordert in zwei Entschlie-
ßungen11, das bestehende, in seinem Bilateralismus zu starr gewordene euro-
päische Luftverkehrssystem schrittweise aufzulockern und durch verstärkten
Wettbewerb die Tendenz zur Rationalisierung und damit zu günstigeren
Flugtarifen zu fördern. Grundlage für die lebhafte Debatte war das Memo-
randum der Kommission vom Juli 1979 zum Luftverkehr12. Der Verkehrsaus-
schuß des Parlaments hatte die Debatte durch vier Hearings vorbereitet, in
denen alle beteiligten Verbände der Fluggesellschaften und Verbraucher so-
wie die Gewerkschaften sich äußerten.

— 24. Oktober: Die Kommission legt dem Rat den Entwurf einer Entschließung
über ein Prioritätenprogramm vor, in dem die Entscheidungen aufgeführt
sind, die der Rat bis Ende 1983 im Verkehrsbereich treffen sollte13.

— 4. Dezember: Tagung des Rates der Verkehrsminister in Brüssel14. Die Mini-
ster verabschieden u.a. eine erste Richtlinie zur Einführung eines EG-Füh-
rerscheins15. Ab 1983 stellen die Mitgliedstaaten Führerscheine nach einem
einheitlichen Muster aus und erkennen die Führerscheine auch dann gegen-
seitig an, wenn der Inhaber seinen Wohnsitz in ein anderes Mitgliedsland ver-
legt. Damit wird die Freizügigkeit innerhalb der Gemeinschaft verbessert.

Die beispielhaft geschilderten Ereignisse16 zeigen die Handlungsbreite der ge-
meinsamen Verkehrspolitik und ihre Aktualität für die Verbesserung der Le-
bensverhältnisse in Europa. Sie dürften auch deutlich machen, daß die oft nega-
tive Bewertung17 dieses Handlungsbereichs der EG einer differenzierteren Be-
trachtung Platz machen muß. Das soll im folgenden versucht werden.

Der verkehrspolitische Integrationsbestand zu Beginn der 80er Jahre

Die Erfolge einer gemeinsamen Politik müssen an ihren Ergebnissen gemessen
werden, die die bestehenden Verhältnisse umgestalten und verbessern. Die ge-
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meinsame Verkehrspolitik ist darauf gerichtet, die einzelnen nationalen Ver-
kehrspolitiken zusammenzuführen und zu transformieren, soweit dies erforder-
lich ist, um die Verkehrsabwicklung innerhalb des großen Wirtschaftsraumes der
Gemeinschaft zu erleichtern und von Hemmnissen zu befreien, die sich aus den
überkommenen nationalen Unterschieden ergeben. Darüber hinaus kann die
gemeinsame Verkehrspolitik gemeinsame Interessen der Mitgliedstaaten gegen-
über Drittstaaten einheitlich wahrnehmen.

Die nationalen Verkehrssysteme der Mitgliedstaaten bestehen einerseits aus
einem Wegenetz von Eisenbahnen, Straßen, Binnenwasserstraßen und See- und
Flughäfen sowie andererseits aus einem komplexen Geflecht aus gesetzlichen
und administrativen Ordnungsvorschriften und internationalen Abkommen, die
die technische Abwicklung der Beförderungen auf dem Wegenetz sowie die
kaufmännische Tätigkeit der Transportunternehmen regeln. Die gemeinsame
Verkehrspolitik muß daher darauf gerichtet sein, Engpässe aus dem europäi-
schen Wegenetz und Unstimmigkeiten aus den nationalen Ordnungsvorschrif-
ten zu beseitigen18.

Von diesen Zielsetzungen sind in den Jahren 1958 bis 1979 einige Teilaspekte
verwirklicht worden. Rat und Kommission haben einschließlich der Änderun-
gen früherer Entscheidungen insgesamt 157 Beschlüsse mit normativem Charak-
ter gefaßt. Vieles bleibt jedoch zu tun, wobei die Gemeinschaftspolitik sich
ebenso wie jede nationale Politik ständig den neuen technischen und wirtschaft-
lichen Entwicklungen anpassen und zugleich für die Durchführung der bestehen-
den Normen sorgen muß.

Der Bestand des Gemeinschaftsrechts19 reicht von Konsultations- und Koor-
dinierungsmechanismen, die alle fünf Verkehrsträger zu Wasser, zu Lande und
in der Luft betreffen, bis zu Detailerleichterungen für einzelne internationale
Beförderungen, insbesondere im Straßengüterverkehr. Ein Ausschuß ist für die
Koordinierung der Planungen für große europäische Verkehrsachsen eingesetzt.
Teilaspekte der Harmonisierung der Ordnungsvorschriften für Eisenbahn, Stra-
ße und Binnenschiffahrt (Funktionieren des Marktes, Kapazitäts- und Tarif rege-
lungen, kombinierter Verkehr, Transparenz der Eisenbahnkonten, steuerliche
Belastungen, technische Sicherheitsvorschriften, Sozialvorschriften, insbeson-
dere Lenk- und Ruhezeiten der Lkw- und Busfahrer) sind gelöst. Das Gleiche
gilt für das Kartell- und Beihilferecht des Binnenverkehrs.

In den Jahren seit 1977 sind einige Bereiche der Seeschiffahrtspolitik hinzuge-
kommen (Linienschiffahrtskonferenzen, Schiffssicherheit, Konkurrenz der
Staatshandelsländer20).

Für die Luftfahrt sind erste normative Ratsbeschlüsse im Dezember 1979 ge-
faßt worden (u.a. Einschränkung des Fluglärms).

Das neue Gemeinschaftsrecht des Jahres 1980

Im Verkehrsbereich hat der Rat 1980 dem sekundären Gemeinschaftsrecht 11
Beschlüsse mit normativem Charakter hinzugefügt, die Kommission einen.
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Der Kommissionsbeschluß21 bezieht sich auf die Neueinsetzung eines paritäti-
schen Ausschusses für die Binnenschiffahrt, in dem Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer über die Arbeitsbedingungen und andere Sozialfragen dieses Bereiches be-
raten.

Die 11 Ratsbeschlüsse umfassen drei Richtlinien22 und eine Verordnung, mit
denen bestehendes Gemeinschaftsrecht aus dem Bereich des gewerblichen Per-
sonen- und Güterverkehrs auf der Straße den Erfordernissen des griechischen
Beitritts angepaßt wurde. Insbesondere erhielt Griechenland 76 Gemeinschafts-
genehmigungen, die zum gewerblichen Güterkraftverkehr im Gesamtgebiet der
Gemeinschaft berechtigen23.

Weitere zwei Ratsrichtlinien24 beziehen sich auf Statistische Fragen (Regio-
nalstatistik für den Eisenbahn- und Binnenschiffsgüterverkehr).

Die Richtlinien betreffend EG-Führerschein und Sommerzeit wurden bereits
erwähnt.

Die drei weiteren Ratsbeschlüsse umfassen eine Richtlinie über die Zusam-
menarbeit der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Flugunfalluntersuchung25, ei-
ne Entscheidung über die Einholung von Informationen über Linienreedereien
der Staatshandelsländer26 sowie eine Empfehlung an die Mitgliedstaaten zur Ra-
tifizierung eines Abkommens aus dem Bereich der Sicherheit der Seeschiff-
fahrt2?.

Mit den zwölf Beschlüssen des Jahres 1980 haben die EG-Organe in dem Vier-
jahreszeitraum der Kommissionspräsidentschaft von Roy Jenkins und der Ver-
antwortung von Kommissionsmitglied Richard Burke im Verkehrssektor insge-
samt 66 gesetzgeberische Entscheidungen getroffen. Diese Zahl ist nie zuvor in
einer Vier Jahresperiode erreicht worden. Alle bisherigen zwölf Maßnahmen für
Seeschiffahrt und Luftfahrt gemäß Artikel 84 II EWG-Vertrag gehören dazu28.

Neue Kommissionsvorschläge — ungelöste Probleme

Die gemeinsame Verkehrspolitik lebt nicht nur in ihrem sekundären Gemein-
schaftsrecht, sondern auch in dem ständigen Bestreben aller Beteiligten, weitere
Verbesserungen des europäischen Verkehrswesens herbeizuführen.

Die Gemeinschaftsorgane haben 1980 neben den bereits schlaglichtartig be-
leuchteten Punkten ihre weiterführenden Arbeiten vor allem auf folgende Auf-
gaben konzentriert:
— Ausbau der Verkehrswege: die Kommission hat ihren Vorschlag, finanzielle

Unterstützungen aus dem Gemeinschaftshaushalt für Wegebauten, die im ge-
meinsamen Interesse liegen, zu gewähren, dahin erweitert29, daß auch Vor-
haben auf dem Gebiet von Drittstaaten gefördert werden können. Die Kom-
mission hat sich mit Unterstützung des Europäischen Parlaments darum be-
müht, den Rat zur Verabschiedung dieser Entscheidung zu bewegen. Zur
Herstellung der Konvergenz, von der Präsident Jenkins zum Jahresbeginn
sprach, ist ein gewisses Finanzvolumen für die Förderung europäischer Ver-
kehrswege dringend erforderlich. Allerdings ist nicht zu verkennen, daß es
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bei den gegenwärtigen Budget-Problemen der Gemeinschaft, die aus dem
Übergewicht des Agrarhaushaltes entstehen, sehr schwierig ist, dieses Ziel
durchzusetzen.

- Beiträge zur Verbesserung des finanziellen Gleichgewichts der Eisenbahnen:
Die Kommission hat in einem Memorandum vom 17. Dezember30 zur Eisen-
bahnpolitik Handlungsmöglichkeiten der Gemeinschaft aufgezeigt, mit de-
nen vor allem im internationalen Verkehr das Leistungsangebot der Bahnen
verbessert werden kann. Das bisher weitgehend nur auf das Rechnungswesen
gerichtete Eisenbahnrecht der Gemeinschaft muß um solche praktischen
Maßnahmen erweitert werden, die dazu beitragen, daß die Milliarden-Zu-
schüsse aus den öffentlichen Haushalten an die Eisenbahnen verringert wer-
den. Es gilt vor allem die Zusammenarbeit der Bahnen zu fördern, und zwar
verstärkt auch im kommerziellen Bereich.

- Klärung der Wechselbeziehung zwischen Schiene und Straße: In der Ratsta-
gung vom Dezember ist ein alter Streit zwischen den Mitgliedstaaten wieder
aufgebrochen, der die Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik von
Anfang an belastet. Es geht um die Frage, ob Schritte zur Liberalisierung des
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs von Fortschritten bei der Verbes-
serung der Lage der Eisenbahnen und der Harmonisierung der Wettbewerbs-
bedingungen (z.B. Maße und Gewichte sowie Steuerstrukturen für die Lkw)
abhängig gemacht werden sollen. Diese Auffassung wird vor allem von deut-
scher und italienischer Seite vertreten. Die peripheren Länder Irland und
Griechenland sowie Großbritannien, die auf den Straßenverkehr zum Konti-
nent angewiesen sind, lehnen ein solches Junktim ab.
Der bisherige Ansatz, Fortschritte parallel bei der „Liberalisierung" und der
„Harmonisierung" zu suchen, war nur eine Verlegenheitslösung, die sich in
Zeiten größerer wirtschaftlicher Schwierigkeiten nicht als tragfähig erweist.
Es wird künftig darauf ankommen, die Rolle der einzelnen Verkehrsträger im
Verkehrssystem der Gemeinschaft genauer zu bestimmen. Das alte Konzept
des Wettbewerbs zwischen den Verkehrsträgern, das aus den Zeiten des
Wirtschaftsaufschwungs der frühen 60er Jahre stammt, ist zu undifferenziert.
Damit allein können die Probleme, die aus den unterschiedlichen Strukturen
der nationalen Verkehrssysteme stammen und die in Zeiten der Energie-
knappheit und des stagnierenden Wirtschaftswachstums noch verschärft wer-
den, nicht gelöst werden. Komplementarität und Kooperation sind Prinzi-
pien, die in der künftigen Arbeit der Gemeinschaft stärker berücksichtigt
werden müssen. Dabei kann auch das von der Kommission vorgeschlagene
Marktbeobachtungssystem31 nützlich sein.

- Förderung des kombinierten Verkehrs: Die Kommission hat dem Rat am 22.
Dezember neue Vorschläge32 übermittelt, die darauf abzielen, die Transport-
ketten, die mehrere Verkehrsträger benutzen, über die Grenzen hinweg bes-
ser zu organisieren. Hierin liegt ein Schritt auch in die richtige Richtung zur
Abmilderung des vorgenannten Problems Schiene/Straße.
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— Erleichterung des interregionalen Linienflugverkehrs: Der Kommissionsvor-
schlag vom 1. Dezember33 ist ein erster Schritt, die Leitlinien aus dem Me-
morandum der Kommission vom Juli 1979 und den eingangs genannten Parla-
mentsentschließungen vom Oktober 1980 in die Tat umzusetzen. Die Ge-
meinschaft ist aufgerufen, in die bisher ausschließlich bilaterale Gestaltung
der Luftfahrt zwischen den Mitgliedstaaten eine neue, europäische Dimen-
sion einzufügen, die sich die Handlungsmöglichkeiten der EG zu Nutze
macht. Die Kommission schlägt vor, die Verkehrsrechte zwischen Regional-
flughäfen stärker als bisher an Luftfahrtunternehmen zu erteilen, die von den
großen nationalen Gesellschaften getrennt sind. Die Durchsetzung einer sol-
chen Neuerung wird, wie die Erfahrung lehrt, einige Zeit in Anspruch neh-
men, weil sie vor allem bei den nationalen Verwaltungen ein gewisses Um-
denken erfordert34.

— Erhöhung der Sicherheit des Seeschiffsverkehrs: Der neue Vorschlag der
Kommission zur Verschärfung der Kontrollen der Schiffssicherheitstandarts
in allen Häfen der Gemeinschaft35 zielt darauf ab, einen Beitrag zur Vermei-
dung vor allem von Tankerunfällen und der Ölverschmutzung der See zu lie-
fern. Die Beratungen über den Vorschlag sind deswegen nicht ganz einfach,
weil einige Mitgliedstaaten befürchten, der Gemeinschaft würden neue Kom-
petenzen zuwachsen, was die Arbeit in der Internationalen Beratenden Orga-
nisation für Seeschiffahrt (IMCO) in London erschweren könne. Es bleibt zu
hoffen, daß eine von der Sache her sinnvolle Maßnahme der Gemeinschaft
nicht durch demgegenüber zweitrangige Kompetenzstreitigkeiten unmöglich
gemacht wird.

Bewertung und Ausblick

Die relativ günstige Entwicklung der letzten vier Jahre ist u.a. darauf zurückzu-
führen, daß die Gemeinschaft seit der Erweiterung 1973 in der Verkehrspolitik
stärker als früher einen pragmatischen Kurs gesteuert hat. In den 60er Jahren ha-
ben sich die EG-Organe vor allem mit einem mehr legalistischen Ansatz herum-
geplagt, der versuchte, den Vorschriften des EWG-Vertrages über die gemein-
same Verkehrspolitik durch theoretische Interpretationen einen Sinn zu ge-
ben36. Dagegen haben die Gemeinschaftsorgane in der zweiten Hälfte der 70er
Jahre mehr und mehr auf die tatsächliche Interessenlage der Mitgliedstaaten ge-
achtet und Beschlüsse in den Bereichen gefaßt, in denen die Interessen überein-
stimmten oder in Übereinstimmung gebracht werden konnten37. Das hat sich vor
allem bei der Seeschiffahrt bewährt und hat auch auf den Binnenverkehr abge-
färbt. Es hat sich gezeigt, daß die Gemeinschaft im Verkehrsbereich Handlungs-
möglichkeiten bietet, die die Mitgliedstaaten im nationalen Alleingang nicht ha-
ben, und zwar sowohl für das gemeinsame Auftreten nach Außen, wie für das
Erarbeiten von Lösungen für innergemeinschaftliche Probleme.

Die Verbesserung der Ergebnisse der gemeinsamen Verkehrspolitik ist auch
Ausdruck für mehr Bescheidenheit in der Zielsetzung38. Die nationalen Ver-
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kehrssysteme müssen für lange Zeit Bausteine des gemeinschaftlichen Verkehrs-
systems bleiben. Ihre Zusammensetzung ist so komplex, daß die Gemeinschafts-
maßnahmen sie nicht im Handstreich ersetzen können. Vorerst ist für die euro-
päische Integration schon viel gewonnen, wenn nach und nach die gröbsten Un-
stimmigkeiten und Hemmnisse für den grenzüberschreitenden Verkehr beseitigt
und in Einzelbereichen Beiträge der Gemeinschaft zur Lösung aktueller Proble-
me geleistet werden.

Mit diesem realistischen Ansatz sind in den kommenden Jahren die offenen
Fragen anzupacken, von denen einige im vorstehenden Abschnitt geschildert
worden sind. Andere Probleme, die einer späteren Erläuterung vorbehalten
bleiben müssen, zeichnen sich ab. Dazu gehören beispielsweise die Fragen, die
sich aus dem Sonderregime für die Rheinschiffahrt (Mannheimer Akte)39 erge-
ben, der Transitverkehr durch Österreich, die Schweiz und Jugoslawien, der so-
ziale Fortschritt für die im Verkehrsbereich Beschäftigten, womit u.a. das Pro-
blem der Billigflaggen in der Seeschiffahrt angesprochen ist, die Frage der euro-
päischen Flugtarife und die Anwendung der Wettbewerbsregeln40 auf Seeschiff-
fahrt und Luftfahrt.

Europäische Integration ist ein langfristiger Prozeß!
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